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VERORDNUNG ÜBER EINE ENTLASTUNG ZUGUNSTEN NEUER INDUSTRIELLER 
TÄTIGKEITEN VON DER PROVINZIALSTEUER AUF GEFÄHRLICHE, 

GESUNDHEITSGEFÄHRDENDE UND LÄSTIGE BETRIEBE SOWIE AUF ANLAGEN 
UND TÄTIGKEITEN, DIE DEM DEKRET ÜBER DIE UMWELTGENEHMIGUNG 

UNTERLIEGEN 
 

Artikel 1 – Natürliche oder juristische Personen, die auf dem Gebiet der Provinz neue 
industrielle Tätigkeiten im Sinne des Gesetzes vom 24. Mai 1959 zur Erweiterung der 
Erleichterungen für den Zugang des Mittelstands zum Berufs- und Handwerkskredit, des 
Gesetzes vom 17. Juli 1959 zur Einführung und Koordinierung der Maßnahmen zur 
Förderung des Wirtschaftsaufschwungs und der Schaffung neuer Industrien, des 
Gesetzes vom 30. Dezember 1970 über den Wirtschaftsaufschwung, das durch den Erlass 
des wallonischen Regionalrats vom 25. Juni 1992 ersetzt wird, des Gesetzes vom 
4. August 1978 zur wirtschaftlichen Neuorientierung und des Königlichen Erlasses vom 
23. Dezember 1982 über die Schaffung von Beschäftigungsgebieten einführen, haben ab 
Beginn der Tätigkeiten Anspruch auf eine Befreiung von der Provinzialsteuer auf 
gefährliche, gesundheitsgefährdende und lästige Betriebe sowie auf Anlagen und 
Tätigkeiten, die dem Dekret über die Umweltgenehmigung unterliegen. 
 
Artikel 2 – Der Steuernachlass wird für eine Dauer von fünf Jahren gewährt und 
entspricht dem durch die neue industrielle Tätigkeit erzeugten Zuwachs der 
steuerpflichtigen Grundlage. 
 
Artikel 3 – Die Modalitäten zum Entzug der durch vorerwähnte Gesetze vorgesehenen 
Vorteile sind mutatis mutandis auf vorliegende Nachlasse anwendbar. 
 
Artikel 4 – Unbeschadet des Rechts, in den gesetzlich vorgeschriebenen Formen und 
Fristen einen Widerspruch gegen die in den Heberollen eingetragenen Steuern 
einzureichen, muss der Antrag auf Steuerbefreiung innerhalb eines Jahres ab Aufnahme 
der von vorliegenden Bestimmungen betroffenen neuen industriellen Tätigkeiten 
eingereicht werden. 
 
Die Anträge, die nach dieser Frist eingereicht werden, werden jedoch für die Gewährung 
der Steuerbefreiung während der in Artikel 2 vorgesehenen Dauer berücksichtigt, wobei 
die Anzahl Jahre abgezogen wird, die zwischen der Aufnahme der neuen Tätigkeiten und 
der Einreichung des Antrags verstrichen ist 
 
Artikel 5 – Vorliegende Verordnung wird für die Dauer eines Jahres erlassen. 
 


